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POLITIK 

Kritische Analyse der Sozialen Marktwirtschaft in der Evangelischen Akademie Loccum 

Erhard: Nicht dort beginnen, 
wo „Das Kapital" aufgehört  hat 
K 

Vor dein Hintergrund der zunehmenden ideologischen 
Entfremdung zwischen Wirtschaft und bestimmten 
Gruppen der Gesellschaft analysierten Fachleute in der 
Evangelischen Akademie Loccum das ordnungspolitische 

Von unserem Korrespondenten 
dh. Hannover, 8. Oktober 

Experiment „Soziale Marktwirtschaft". An der Spitze 
von Vertretern aus Industrie und Bürokratie zog der 
Vater dieser Wirtschaftsform, Alt-Bundeskanzler Ludwig 
Erhard, eine Zwischenbilanz. 

Wenn auch einige Mil3töne in der 
Loccumer Idylle das Jubiläum störten - 
über die Soziale Marktwirtschaft, an der 
sich die Wirtschaft der Bundesrepublik 
seit 25 Jahren orientiert, urteilte Mini-
sterialdirektor Otto Schlecht vom Bun-
deswirtschafts- und -finanzminsteri-
um: „Opas Marktwirtschaft ist tot" -‚ 
wurde diese Wirtschaftsform selbst von 
ihren extremen Gegnern nicht in 
Bausch und Bogen verdammt. 

Nicht in allen Punkten seien, so die 
Kritiker, die in sie gesetzten Erwartun-
gen zu einer Lösung der dringenden 
gesellschafts-  und wirtschaftspoliti 
sehen Probleme erfüllt. Vor allem der 
soziale Aspekt stand im Vordergrund 
dieser Kritik. 

Doch diesen Einwürfen konnte Pro-
fessor Müller-Armack, einer der Theo-
retiker und Begründer der Sozialen 
Marktwirtschaft, entgegenstellen, daß 
dieses System eine Leistungsbilanz auf-
weise, wie sie von keiner anderen Wirt-
schaftsordnung in der Welt bisher er-
reicht worden sei. Es komme jetzt dar-
auf an, diese Wirtschaftsordnung fort-
zuentwickeln. 

Erwartungsvoll und mit großem Ap-
plaus empfingen die mehr als 100 Ta-
gungsteilnehmer Prof. Ludwig Erhard. 
Der Alt-Bundeskanzler forderte: „Unse-
re Gesellschaft muß sich formieren und 
zu einer reiferen Gesinnung gelangen." 
Die Soziale Marktwirtschaft müsse als 
„Lebensform" begriffen werden, die 
trotz aller Anfeindungen nicht mehr 
überwunden werden könne. Man könne 
nicht wieder dort beginnen, wo Karl 
Marx mit seinem Standardwerk „Das 
Kapital" aufgehört habe. 

Zu dem Vorwurf, er habe sich wäh-
rend seiner Amtszeit mehr an materiel-
len Gesichtspunkten orientiert, stellte 
Erhard fest, man hätte ihn nicht ver-
standen, wenn er zu jener Zeit des 
Hungers und der Entbehrungen gefor-
dert hätte, darbt und hungert weiter, 
wir bauen Universitäten. Bis 1960 habe 
notwendigerweise die Versorgung der 
Bevölkerung im Mittelpunkt der Sozia-
len Marktwirtschaft gestanden. 

Scharf attackierte der Alt-Bundes- 

kanzler die Versuche radikaler Grup-
pen, die Ordnung unserer Gesellschaft 
umzustürzen. Eine „gespaltene Moral" 
warf Erhard „Schriftstellern von hohem 
Rang" in der Bundesrepublik vor, die 
einerseits die hier geltende Gesell-
schaftsordnung ablehnten, andererseits 
kein Wort für ihre von einem totalitären 
System bedrängten russischen Kollegen 
fänden. 

An die Adresse der Gewerkschaften 
gewandt, forderte der Alt-Bundeskanz-
ler eine klare Antwort auf die Frage, ob 
sie „auf einen entscheidenden Um-
bruch" hinarbeiten oder sich gar „zu der 
Methode eines Umsturzes" bekennen 
würden. In zehn Thesen, die bei seinen 
Zuhörern stürmischen Beifall fanden, 
umriß Ludwig Erhard Gedanken und 
Wesen der Sozialen Marktwirtschaft: 

1. Endgültige Überwindung des sich 
wieder regenden Klassenkampf gedan-
kens und Widerstand gegen eine bewußt 
künstlich gezüchtete Proletariermenta-
lität; 

2. verstärkte Anstrengungen, noch 
bestehende soziale und gesellschaftliche 
Spannungen und daraus resultierende 
Vorurteile dieser Art endgültig abzu-
bauen; 

3. optimale Verteilung des Volksein- 

Soziale Marktwirtschaft 
Der Grundstein für die nach dem 

Motto „So viel Wettbewerb wie mög-
lich, so wenig Staat wie nötig" funk-
tionierende „Soziale Marktwirtschaft" 
wurde vor 25 Jahren gelegt, als 1947 
Alfred Müller-Armacks Veröffentli-
chung  „Wirtschaftslenkung  und 
Marktwirtschaft" erschien und der 
Nationalökonom Wilhelm Röpke sein 
Manuskript über „die Ordnung der 
Wirtschaft" verfaßte. Zwei Jahre spä-
ter hatte sich die erste Bundesregie-
rung für diese Ordnung des Wirt-
schaftslebens in der Bundesrepublik 
entschieden. Seitdem ist das Grund-
prinzip der bewußt sozial gesteuerten 
Marktwirtschaft Grundlage der Wirt-
schaftspolitik.  

kommens unter Berücksichtigung sozia-
ler Gegebenheiten nach den Maßstäben 
einer fortschrittlichen Leistungsgesell-
schaft; 

4. gleiche Bildungs-, Ausbildungs- und 
Fortbildungsmöglichkeiten ohne ideo-
logische Bindung nach dem Grundsatz: 
Freiheit der Wissenschaft; 

5. freier Wettbewerb auf allen Gebie-
ten menschlicher Betätigung ohne 
staats- oder parteipolitische Begünsti-
gungen; 

6. Beseitigung von Privilegien und 
künstlichen Rechtspositionen auf priva-
ter und staatlicher Ebene; systemati-
scher Abbau von Subventionen, Ver-
zicht auf Parteibuchkarrieren; 

7. Ausbau und Erweiterung der Libe-
ralisierung, Kampf gegen Nationalismus 
und Protektionismus. Allgemeiner Zoll-
abbau auch über bestehende Wirt-
schaftsblöcke hinaus; 

8. Sicherung beziehungsweise 
Wiederherstellung der wirtschaftlichen, 
sozialen und monetären Stabilität. 
Kampf gegen den Kollektivismus durch 
Sicherung einer individuellen freiheitli-
chen Lebensordnung. Durchsetzung 
einer breiten Vermögensstreuung; 

9. Kampf gegen den Mißbrauch priva-
ter, aber nicht minder auch öffentlich-
rechtlicher, wirtschaftlicher oder politi-
scher Macht; 

10. Politik des Friedens, aber eindeu-
tiges Bekenntnis zur westlichen freien 
Welt und zur Charta der Vereinten Na-
tionen. 

Auf dieses Bekenntnis Erhards ant-
wortete der frühere DGB-Vorsitzende 
Ludwig Rosenberg (Düsseldorf), die So-
ziale Marktwirtschaft habe zwar die 
wirtschaftliche Lage des Arbeitnehmers 
verbessert, jedoch habe man mit ihr 
nicht jene gesellschaftspolitischen Ziele 
erreicht, die Voraussetzung für ein 
sinnvolles Leben seien. Die Hoffnungen 
und das Streben der Arbeitnehmer ge-
hen nach Meinung Rosenbergs „den 
Weg der Reform - nicht der Revolu-
tion", die immer nur die Konsequenz 
verpaßter Reformen sei. 
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